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690. Verordnung: Änderung der Betriebsrats-Wahlordnung 1974; der Betriebsrats-Geschäftsordnung
1974, der Betriebsratsfonds-Verordnung 1974 und der Verordnung über die
Entsendung von Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat

690. Verordnung des Bundesministers für
Arbeit und Soziales, mit der die Betriebsrats-
Wahlordnung 1974, die Betriebsrats-Ge-
schäftsordnung 1974, die Betriebsratsfonds-
Verordnung 1974 und die Verordnung über die
Entsendung von Arbeitnehmervertretern in

den Aufsichtsrat geändert werden

Auf Grund der §§ 88 a, 110, 131 a bis 131 f und
161 Abs. 1 Z 1 bis 5 des Arbeitsverfassungsgesetzes,
BGBl. Nr. 22/1974, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 475/1990, wird verordnet:

Artikel I

Änderung der Betriebsrats-Wahlordnung 1974

Die Verordnung des Bundesministers für soziale
Verwaltung über die Vorbereitung und Durchfüh-
rung der Wahl zum Betriebsrat, Zentralbetriebsrat,
Jugendvertrauensrat und Zentraljugendvertrauens-
rat sowie die Bestellung und Tätigkeit von
Wahlkommissionen und Wahlzeugen (Betriebsrats-
Wahlordnung 1974 - BRWO 1974), BGBl.
Nr. 319/1974, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 365/1987 wird wie folgt geändert:

1. § 11 Abs. 1 letzter Satz lautet:

„Der Einberufer hat zugleich den Betriebsinhaber
vom Stattfinden der Betriebsversammlung schrift-
lich in Kenntnis zu setzen, wobei auf die
Tagesordnung der Betriebsversammlung sowie auf
die Pflicht des Betriebsinhabers zur Übermittlung
des Arbeitnehmerverzeichnisses an den Wahlvor-
stand gemäß § 14 Abs. 1 ausdrücklich hinzuweisen
ist."

2. § 14 Abs. 1 erster Satz lautet:

„Der Betriebsinhaber hat dem Wahlvorstand ein
Verzeichnis der am Tag der Betriebs(Gruppen)ver-
sammlung zur Wahl des Wahlvorstandes — bei
Teilversammlungen am Tag der letzten Teilver-
sammlung — im Betrieb beschäftigten Arbeitneh-

mer binnen zwei Tagen nach Erhalt der Verständi-
gung gemäß § 12 Abs. 2 zur Verfügung zu stellen,
wenn er vom Einberufer der Betriebsversammlung
zur Wahl des Wahlvorstandes auf die Pflicht zur
Übermittlung des Arbeitnehmerverzeichnisses aus-
drücklich hingewiesen worden ist."

3. § 15 Abs. 2 lautet:

„(2) Auf Grund der Feststellungen nach Abs. 1
hat der Wahlvorstand binnen drei Tagen nach seiner
Wahl die Wählerliste zu erstellen und gleichzeitig
mit dem Anschlag der Wahlkundmachung (§ 19)
zur Einsicht für alle wahlberechtigten Arbeitnehmer
aufzulegen."

4. § 16 Abs. 1 lautet:

„(1) Der Wahlvorstand hat den Termin der Wahl
so festzusetzen, daß die Ermittlung des Wahlergeb-
nisses spätestens vier Wochen nach Bestellung des
Wahlvorstandes abgeschlossen ist."

5. § 19 Abs. 1 lautet:

„(1) Binnen drei Tagen nach seiner Bestellung hat
der Wahlvorstand die Wahl in Form einer
Wahlkundmachung auszuschreiben."

6. § 19 Abs. 2 Z 6 lautet:
„6. a) die Aufforderung, Wahlvorschläge (§ 20)

ab Wahlkundmachung spätestens zwei
Wochen vor dem (ersten) Wahltag schrift-
lich bei einem Mitglied des Wahlvorstan-
des einzubringen, widrigenfalls sie nicht
berücksichtigt werden könnten;

b) die Bestimmung, daß jeder Wahlvorschlag
ein Verzeichnis von höchstens doppelt so
vielen Bewerbern zu enthalten hat, wie
Betriebsratsmitglieder zu wählen sind;

c) die Zahl der gemäß § 20 Abs. 2 erforderli-
chen Unterstützungsunterschriften sowie
die Zahl, bis zu welcher Unterschriften von
Wahlwerbern angerechnet werden;".

7. § 19 Abs. 2 Z 10 lautet:
„10. die Bestimmung, daß für die Wahl ein

einheitlicher Stimmzettel aufgelegt wird,
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oder gegebenenfalls den Beschluß des Wahl-
vorstandes, keinen einheitlichen Stimmzettel
aufzulegen (§ 35 a);".

8. § 19 Abs. 2 Z 11 lautet:
„11. die Bestimmung, daß Wahlberechtigte, die

wegen Urlaubs, Karenzurlaubs, Leistung des
Präsenzdienstes oder Krankheit am Wahltag
an der Leistung der Dienste oder infolge
Ausübung ihres Berufes oder aus anderen
wichtigen, ihre Person betreffenden Gründen
an der persönlichen Stimmabgabe verhindert
sind, spätestens bis zum Ablauf des achten
Tages vor dem (ersten) Wahltag beim
Vorsitzenden des Wahlvorstandes die Aus-
stellung einer Wahlkarte beantragen können
und daß sie, sofern diese ausgestellt wird, den
Stimmzettel in dem vom Wahlvorstand
übermittelten Umschlag (Wahlkuvert), der
zu schließen ist, gemeinsam mit der Wahl-
karte in einem zweiten Umschlag (Briefum-
schlag) dem Wahlvorstand im Postwege
einsenden können (§§ 22 und 25);".

9. § 20 Abs. 1 lautet:

„(1) Wählergruppen, die Wahlwerber aufzustel-
len beabsichtigen, haben ihre Wahlvorschläge
spätestens zwei Wochen vor dem (ersten) Wahltag
schriftlich bei einem Mitglied des Wahlvorstandes
einzureichen, das den Empfang unter Angabe des
Zeitpunktes der Empfangnahme zu bestätigen hat."

10. §20 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Wahlvorschlag muß in Betrieben mit
weniger als 101 Arbeitnehmern von mindestens
doppelt so vielen wahlberechtigten Arbeitnehmern
unterschrieben sein, wie Betriebsratsmitglieder zu
wählen sind. In Betrieben ab 101 Arbeitnehmern ist
für je weitere 100 Arbeitnehmer, in Betrieben ab
1001 Arbeitnehmern für je weitere 400 Arbeitneh-
mer eine weitere Unterschrift erforderlich. Bruch-
teile von 100 und 400 werden für voll gerechnet.
Unterschriften von Wahlwerbern werden nur bis
zur Hälfte der Zahl der erforderlichen Unterstüt-
zungsunterschriften angerechnet. Ist diese Hälfte-
zahl keine ganze Zahl, so werden Unterschriften
von Wahlwerbern bis zur nächstniedrigeren ganzen
Zahl angerechnet."

11. Nach §20 Abs. 2 wird folgender Abs. 2 a
eingefügt:

„(2 a) Der Wahlvorschlag muß weiters
1. ein Verzeichnis von höchstens doppelt so

vielen Wahlwerbern, wie Betriebsratsmitglie-
der zu wählen sind, enthalten, und zwar in der
beantragten Reihenfolge und unter Angabe
des Familien- und Vornamens sowie des
Geburtsdatums;

2. einen der Unterzeichneten als Vertreter des
Wahlvorschlages anführen, anderenfalls der
Erstunterzeichnete als Vertreter gilt."

12. § 20 Abs. 3 lautet:

„(3) Der Wahlvorschlag ist mit einer gegenüber
anderen Wahlvorschlägen unterscheidbaren Be-
zeichnung zu versehen. Diese Bezeichnung kann
insbesonders der Name einer bestimmten Organisa-
tion, einer wahlwerbenden Gruppe oder eines
Wahlwerbers oder die Namen mehrerer Wahlwer-
ber sein. Der Bezeichnung kann eine Kurzbezeich-
nung beigefügt werden:"

13. § 21 Abs. 1 vierter Satz lautet:

„Änderungen im Wahlvorschlag oder dessen
Zurückziehung sind dem Wahlvorstand spätestens
bis zum Ablauf des zwölften Tages vor dem Beginn
der Wahlhandlung vom Vertreter des Wahlvor-
schlages mitzuteilen."

13 a. Nach § 21 Abs. 3 wird folgender Abs. 3 a
eingefügt:

„(3 a) Weist der Wahlvorschlag keine Bezeich-
nung auf, so hat der Wahlvorstand den Vertreter
des Wahlvorschlages aufzufordern, eine Wahlvor-
schlagsbezeichnung bekanntzugeben. Kommt der
Vertreter des Wahlvorschlages dieser Aufforderung
nicht nach, so ist der Wahlvorschlag nach dem an
erster Stelle vorgeschlagenen Bewerber zu benen-
nen."

14. Nach §21 wird folgender §21 a eingefügt,
der samt Überschrift lautet:

„ E i n h e i t l i c h e r S t i m m z e t t e l

§ 21 a. (1) Der Wahlvorstand hat unverzüglich
nach Feststellung der zugelassenen Wahlvorschläge
einen Stimmzettel aufzulegen, der sämtliche zuge-
lassenen Wahlvorschläge in einer vom Wahlvor-
stand zu beschließenden Reihenfolge zu enthalten
hat (einheitlicher Stimmzettel).

(2) Die Größe des einheitlichen Stimmzettels ist
vom Wahlvorstand unter Beachtung der Anzahl der
zugelassenen Wahlvorschläge festzulegen.

(3) Der einheitliche Stimmzettel hat ein einheitli-
ches Schriftbild, ohne Unterschiede in der Farbge-
bung, aufzuweisen und ist insgesamt so zu gestalten,
daß alle zugelassenen Wahlvorschläge in gleicher
Weise aufscheinen, den gleichen Raum zur
Verfügung haben und keine Bevorzugung eines
Wahlvorschlages daraus hervorgeht. Der Stimmzet-
tel hat neben jedem Wahlvorschlag in angemesse-
nem Abstand einen Kreis aufzuweisen.

(4) Die Wahlvorschläge sind unter der Vor-
schlagsbezeichnung, allenfalls einschließlich einer
Kurzbezeichnung, auf dem Stimmzettel anzufüh-
ren."

15. §22 Abs. 1 zweiter und dritter Satz lauten:

„Der Antrag auf Ausstellung einer Wahlkarte hat
spätestens bis zum Ablauf des achten Tages vor dem
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(ersten) Wahltag beim Vorsitzenden des Wahlvor-
standes einzulangen. Der Wahlvorstand hat über die
eingelangten Anträge spätestens am siebten Tag vor
dem (ersten) Wahltag zu entscheiden."

16. §22 Abs. 5 lautet:

„(5) Spätestens am sechsten Tag vor dem (ersten)
Wahltag hat der Wahlvorstand den zur brieflichen
Stimmabgabe Berechtigten mittels eingeschriebenen
Briefes die auf deren Namen lautende Wahlkarte zu
übermitteln oder diesen nachweislich persönlich
auszuhändigen, sofern sie zum Zeitpunkt der
beabsichtigten Übermittlung im Betrieb anwesend
sind. Der Wahlkarte ist ein Stimmzettel (§21 a), ein
wie für die übrigen Wähler aufliegender leerer
Umschlag (Wahlkuvert, § 24 Abs. 3) sowie ein
bereits frankierter und mit der Adresse des
Wahlvorstandes versehener zweiter Umschlag
(Briefumschlag) beizufügen."

17. § 22 Abs. 6 lautet:

„(6) Ergibt sich aus der Art des Betriebes, daß für
eine größere Anzahl von Arbeitnehmern bei
Einhaltung der in den Abs. 1 und 5 festgelegten
Fristen die Ausübung des Wahlrechtes im Hinblick
auf die Länge des Postweges nicht gewährleistet
erscheint, so kann der Wahlvorstand in der
Wahlkundmachung für diese Arbeitnehmer die
Fristen entsprechend verkürzen. In diesem Fall kann
der Wahlvorstand frühestens am Tag nach der
Ausschreibung der Wahl (§ 19) über die Berechti-
gung zur brieflichen Stimmabgabe entscheiden und
die Übermittlung der Wahlkarten vornehmen. Der
Wahlkarte ist anstelle eines einheitlichen Stimmzet-
tels ein leerer Stimmzettel, der in Größe und Farbe
dem einheitlichen Stimmzettel zu entsprechen hat,
beizufügen, wenn der einheitliche Stimmzettel noch
nicht erstellt worden ist."

18. §24 Abs. 3 lautet:

„(3) Der Wähler hat dem Wahlvorstand (Wahl-
kommission) seinen Namen zu nennen, worauf ihm
vom Vorsitzenden ein undurchsichtiger leerer
Umschlag (Wahlkuvert) und ein Stimmzettel
(§21 a) auszufolgen ist. Die Wahlkuverts müssen
die gleiche Größe und Farbe haben und dürfen
keinerlei Aufschriften tragen, die auf die Person des
Wählers schließen lassen. In der Wahlzelle hat der
Wähler den ihm vom Vorsitzenden ausgefolgten
Stimmzettel auszufüllen und in das Wahlkuvert zu
legen. Verwendet der Wähler zur Stimmabgabe
einen anderen Stimmzettel, so soll dieser in der
Größe dem einheitlichen entsprechen. Der geschlos-
sene Umschlag ist dem Vorsitzenden zu übergeben,
der ihn ungeöffnet in die Wahlurne zu legen hat.
Die Abgabe der Stimme ist in der Wählerliste durch
Abstreichen des Namens des Wählers kenntlich zu
machen und in ein Abstimmungsverzeichnis unter
Beifügung der fortlaufenden Zahl der Wählerliste
einzutragen. Wurde dem Wahlberechtigten eine
Wahlkarte ausgestellt, so ist er nur dann zur

persönlichen Stimmabgabe zuzulassen, wenn er die
ihm ausgestellte Wahlkarte dem Wahlvorstand
(Wahlkommission) übergibt. Die Abgabe der
Stimme ist im Abstimmungsverzeichnis mit dem
Hinweis „Wahlkartenwähler" einzutragen; die
Wahlkarte ist den Wahlakten beizufügen."

19. §24 Abs. 5 lautet:

„(5) Der Wähler kann seine Stimme gültig nur für
einen der zugelassenen Wahlvorschläge abgeben."

20. Nach § 24 Abs. 5 werden folgende Abs. 5 a
und 5 b eingefügt:

„(5 a) Der Stimmzettel (§ 21 a) ist gültig
ausgefüllt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist,
welchen Wahlvorschlag der Wähler wählen wollte.
Dies ist dann der Fall, wenn der Wille des Wählers
durch Ankreuzen, Unterstreichen oder andere
Kennzeichnung eines Wahlvorschlages, durch
Durchstreichen der übrigen Wahlvorschläge oder
auf sonstige Weise eindeutig zu erkennen ist.

(5 b) Bei Verwendung eines leeren Stimmzettels
(§§ 22 Abs. 6, 35 a).oder eines anderen Stimmzettels
(Abs. 3) erfolgt eine gültige Stimmabgabe, wenn aus
dem Stimmzettel eindeutig zu erkennen ist, welchen
Wahlvorschlag der Wähler wählen wollte. Dies ist
insbesonders der Fall, wenn auf dem Stimmzettel
der Wahlvorschlag durch die Bezeichnung (§ 20
Abs. 3) oder durch Angabe eines oder mehrerer
Wahlwerber eindeutig bezeichnet wird."

21. §24 Abs. 6 lautet:

„(6) Der Stimmzettel ist ungültig, wenn
1. kein Wahlvorschlag gekennzeichnet bzw. kein

Wahlvorschlag oder Wahlwerber eindeutig
bezeichnet wurde;

2. zwei oder mehrere Wahlvorschläge gekenn-
zeichnet bzw. bezeichnet wurden;

3. der Stimmzettel so beschädigt wurde, daß
nicht mehr eindeutig hervorgeht, welchen
Wahlvorschlag der Wähler wählen wollte;

4. der Stimmzettel unterschrieben ist;
5. aus der vom Wähler angebrachten Kennzeich-

nung bzw. Bezeichnung nicht. eindeutig
hervorgeht, welchen Wahlvorschlag er wählen
wollte."

22. Nach § 24 Abs. 6 werden folgende Abs. 7 und .
8 angefügt:

„(7) Enthält ein Wahlkuvert mehrere Stimmzet-
tel, die auf verschiedene Wahlvorschläge lauten, so
sind sie ungültig. Enthält ein Wahlkuvert mehrere
Stimmzettel, die auf denselben Wahlvorschlag
lauten, so zählen sie als eine gültige Stimme."

(8) Leere Wahlkuverts gelten als ungültige
Stimmabgabe."

23. In § 26 Abs. 2 wird der Klammerausdruck
„(§ 24 Abs. 5 und 6)" durch den Klammerausdruck
„(§ 24 Abs. 5 bis 8)" ersetzt.
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24. § 34 Abs. 1 werden folgende Sätze angefügt:

„Ein Anfechtungsgrund liegt auch dann vor, wenn
einheitliche Stimmzettel nicht aufgelegt werden,
obgleich der Wahlvorstand einen Beschluß im
Sinne des § 35 a Abs. 1 nicht gefaßt hat. Ein
Anfechtungsgrund liegt jedoch nicht vor, wenn
trotz eines aufgelegten einheitlichen Stimmzettels
Wahlberechtigte mittels anderer Stimmzettel wäh-
len."

25. Nach § 35 wird folgender § 35 a eingefügt,
der samt Überschrift lautet:

„ A b s e h e n von de r V e r w e n d u n g e i n e s
e i n h e i t l i c h e n S t i m m z e t t e l s

§ 35 a. (1) In Betrieben (Arbeitnehmergruppen),
in denen erstmals ein Betriebsrat gewählt werden
soll, oder in denen nicht mehr als 150 Arbeitnehmer
wahlberechtigt sind, kann der Wahlvorstand be-
schließen, keinen einheitlichen Stimmzettel aufzule-
gen. Eine erstmalige Betriebsratswahl liegt dann vor,
wenn im selben Betrieb für dieselbe Arbeitnehmer-
gruppe im Zeitraum von sechs Monaten vor der
Wahl des Wahlvorstandes kein funktionsfähiger
Betriebsrat bestanden hat.

(2) Der Beschluß des Wahlvorstandes ist in der
Wahlkundmachung anzuführen. Im Beschluß ist
auch das Ausmaß des leeren Stimmzettels festzule-
gen.

(3) Zur Stimmabgabe ist dem Wähler vom
Vorsitzenden des Wahlvorstandes (Wahlkommis-
sion) anstelle eines einheitlichen Stimmzettels ein
leerer Stimmzettel auszufolgen; zur brieflichen
Stimmabgabe ist dem Wähler anstelle eines
einheitlichen Stimmzettels ein leerer Stimmzettel zu
übermitteln oder auszuhändigen."

26. § 36 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:

„Die Fristen für die Einbringung, Änderung und
Zurückziehung von Wahlvorschlägen sowie für die
Beantragung und Übermittlung einer Wahlkarte
sind entsprechend festzusetzen."

27. § 36 Abs. 5 vorletzter Satz lautet:

„Im übrigen gelten die §§ 21 a bis 25, 26 Abs. 1 und
2, 30 und 35 a."

28. In § 36 Abs. 6 werden vor dem letzten Satz
folgende Sätze eingefügt:

„Zur Stimmabgabe ist dem Wähler ein leerer
Stimmzettel auszufolgen. Von der Verwendung
eines einheitlichen Stimmzettels kann ohne weiteres
abgesehen werden, auch wenn dies in der
Wahlkundmachung nicht ausdrücklich festgelegt
worden ist."

29. Nach § 59 wird folgender § 59 a eingefügt,
der samt Überschrift lautet:

„ E i n h e i t l i c h e r S t i m m z e t t e l
§ 59 a. Auf die Erstellung des Stimmzettels ist

§ 21 a mit der Maßgabe anzuwenden, daß bei
getrennter Wahl gemäß § 51 Abs. 2 nach Gruppen
gesonderte Stimmzettel aufzulegen sind."

30. § 64 erster Satz lautet:

„Im übrigen sind auf die Durchführung und
Anfechtung der Wahl des Jugendvertrauensrates die
§§ 10, 12 bis 14, 16, 17, 23 und 29 bis 35 a
anzuwenden."

31. § 67 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„§ 11 Abs. 1, § 14 Abs. 1, § 15 Abs. 2, § 16 Abs. 1,
§ 19 Abs. 1 und Abs. 2 Z 6, 10 und 11, § 20 Abs. 1, 2,
2 a und 3, § 21 Abs. 1 und 3 a, § 21 a, § 22 Abs. 1, 5
und 6, § 24 Abs. 3 und Abs. 5 bis 8, § 26 Abs. 2, § 34
Abs. 1, § 35 a, § 36 Abs. 3, 5 und 6, § 59 a und § 64
erster Satz dieser Verordnung in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 690/1990 treten mit 1. De-
zember 1990 in Kraft. Die Bestimmungen über die
Fristen des Wahlverfahrens in §§11 Abs. 1, 14
Abs. 1, 15 Abs. 2, 19 Abs. 1 und Abs. 2 Z 6 und 11,
§20 Abs. 1, §21 Abs. 1 sowie §22 Abs. 1 und 5
dieser Verordnung in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 690/1990 gelten für Wahlen, bei denen
die Betriebsversammlung zur Wahl des Wahlvor-
standes nach dem 30. November 1990 stattgefunden
hat."

32. Die Anlage 4 zur Betriebsratswahlordnung
erhält folgende Fassung:
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Anlage 4

(Zu § 19 der Vdg.)
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33. Die Anlage 11 zur Betriebsratswahlordnung erhält folgende Fassung:

Anlage 11

(Zu § 58 der Vdg.)
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34. Die Anlage 12 zur Betriebsratswahlordnung erhält folgende Fassung:

Anlage 12

(Zu § 58 der Vdg.)
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Artikel II

Änderung der Betriebsrats-Geschäftsordnung 1974

Die Verordnung des Bundesministers für soziale
Verwaltung über die Geschäftsführung der Be-
triebs(Gruppen-, Betriebshaupt)versammlung, des
Betriebsrates, des Betriebsausschusses, der Betriebs-
räteversammlung, des Zentralbetriebsrates, der
Jugendversammlung, des Jugendvertrauensrates,
der Jugendvertrauensräteversammlung und des
Zentraljugendvertrauensrates (Betriebsrats-Ge-
schäftsordnung 1974 — BRGO 1974), BGBl.
Nr. 355/1974, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 364/1987, wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„Wurde die Betriebs(Gruppen-, Betriebshaupt)ver-
sammlung von der zuständigen freiwilligen Berufs-
vereinigung oder der gesetzlichen Interessenvertre-
tung der Arbeitnehmer einberufen (§ 2 Abs. 3), so
kann die Wahl des Wahlvorstandes (§ 42 Abs. 1 Z 2
ArbVG) nur bei Anwesenheit von mindestens einem
Drittel der stimmberechtigten Arbeitnehmer vorge-
nommen werden."

2. § 5 Abs. 2 dritter Satz entfällt.
3. § 6 Abs. 3 zweiter Satz lautet:

„Hinsichtlich der Beschlußfähigkeit gilt § 5 Abs. 1
dritter bis vorletzter Satz, hinsichtlich der Erstellung
und Auflage der Niederschrift gilt § 5 Abs. 7 und 8."

4. Nach § 31 wird ein Abschnitt 5 a eingefügt, der
wie folgt lautet:

„Abschnitt 5 a

Arbeitsgemeinschaft der (Zentral-) Betriebsräte
(§ 88 a ArbVG)

G e s c h ä f t s o r d n u n g
§ 31 a. (1) Die Arbeitsgemeinschaft kann ihre

Geschäftsführung in einer Geschäftsordnung re-
geln. Diese hat jedenfalls Bestimmungen zu
enthalten über die

1. Vertretung der Arbeitsgemeinschaft nach
außen, insbesondere auch die Bestellung der
Vertreter,

2. innere Organisation der Arbeitsgemeinschaft,
3. Voraussetzungen für das wirksame Zustande-

kommen von Beschlüssen der Arbeitsgemein-
schaft.

(2) Die Zusammensetzung der Arbeitsgemein-
schaft, die durch die Beschlüsse der die Arbeitsge-
meinschaft errichtenden Betriebsräte (Zentralbe-
triebsräte) bestimmt wird, kann in der Geschäfts-
ordnung festgehalten werden.

V e r t r e t u n g
§ 31 b. Die Geschäftsordnung kann vorsehen,

daß die Arbeitsgemeinschaft von einem oder
mehreren Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft
gemeinsam vertreten wird."

5. § 32 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Ein Beschluß der Arbeitsgemeinschaft nach
§ 1.17 Abs. 5 ArbVG ist dem Betriebsinhaber oder
der Unternehmensleitung schriftlich mitzuteilen.
Dieser Beschluß sowie der Antrag gemäß Abs. 1
sind überdies der Konzernleitung bekanntzuge-
ben."

6. Nach § 52 e wird folgender § 52 f eingefügt,
der samt Überschrift lautet:

„ A r b e i t s g e m e i n s c h a f t de r
( Z e n t r a l - ) J u g e n d v e r t r a u e n s r ä t e

(§ 131 f A r b V G )

§ 52 f. Für die Geschäftsführung und Vertretung
der Arbeitsgemeinschaft der (Zentral-)Jugendver-
trauensräte gelten die §§ 31 a und. 31 b."

7. § 53 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Besteht kein Zentralbetriebsrat, so kann der
Betriebsrat beschließen, der Arbeitsgemeinschaft
mit deren Zustimmung die Ausübung seiner
Befugnisse für Angelegenheiten nach §§96, 96 a
und 97 ArbVG, die die Interessen der Arbeitnehmer
mehr als eines Unternehmens betreffen und in
denen eine einheitliche Vorgangsweise des Kon-
zerns, insbesondere durch Konzernrichtlinien er-
folgt, zu übertragen. Im übrigen gilt Abs. 2."

8. § 54 Abs. 3 lautet:

„(3) Für die Übertragung von Befugnissen an den
Zentralbetriebsrat oder die Arbeitsgemeinschaft gilt
§ 53 Abs. 2 und 3."

9. § 56 Abs. 2 wird folgender Abs. 3 angefügt:

„(3) Der Zentralbetriebsrat kann beschließen, der
Arbeitsgemeinschaft mit deren Zustimmung die
Ausübung seiner oder ihm vom Betriebsrat (Be-
triebsausschuß) übertragener Befugnisse für Ange-
legenheiten nach §§ 96, 96 a und 97 ArbVG, die die
Interessen der Arbeitnehmer mehr als eines
Unternehmens betreffen und in denen eine
einheitliche Vorgangsweise des Konzerns, insbeson-
dere durch Konzernrichtlinien erfolgt, zu übertra-
gen. Im übrigen gilt § 53 Abs. 2 mit der Maßgabe,
daß von der Übertragung übertragener Befugnisse
oder vom Widerruf der Übertragung der Betriebsin-
haber jenes Betriebes zu verständigen ist, in dem der
Betriebsrat (Betriebsausschuß) errichtet ist, der die
Befugnis an den Zentralbetriebsrat übertragen hat."

10. Der bisherige Text des § 56 a erhält die
Absatzbezeichnung „(1)"; diesem wird folgender
Abs. 2 angefügt:

„(2) Werden der Arbeitsgemeinschaft vom
Zentralbetriebsrat (Betriebsrat, Betriebsausschuß)
Befugnisse übertragen (§§ 53 Abs. 3, 54 Abs. 3, 56
Abs. 3), so kann diese die Arbeitsgemeinschaft nur
ausüben, wenn zumindest zwei Organe der
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Arbeitnehmerschaft eine derartige Übertragung
vorgenommen haben. Die Arbeitsgemeinschaft hat
die jeweiligen Organe der Arbeitnehmerschaft vom
Ergebnis der Ausübung übertragener Befugnisse in
Kenntnis zu setzen."

11. § 63 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt:

„Aus einem Anfechtungsgrund gemäß § 105 Abs. 3
Z 1 ArbVG kann der Arbeitnehmer die Kündigung
innerhalb einer Woche nach deren Zugang auch
dann selbst anfechten, wenn der Betriebsrat der
Kündigungsabsicht ausdrücklich zugestimmt hat."

12. § 64 lautet samt Überschrift:

„ W i r t s c h a f t l i c h e I n f o r m a t i o n s - ,
I n t e r v e n t i o n s - und B e r a t u n g s r e c h t e

§ 64. Die Übermittlung der Abschrift des
Jahresabschlusses und des Anhangs mit Ausnahme
der Angaben des § 239 Abs. 1 Z 2 bis 4 Handelsge-
setzbuch gemäß § 108 Abs. 3 ArbVG hat alljährlich,
spätestens einen Monat nach der Erstellung auch
ohne Verlangen des Betriebsrates zu erfolgen.
Erfolgt die Übermittlung nicht binnen sechs
Monaten nach dem Ende des Geschäftsjahres, so ist
dem Betriebsrat durch Vorlage eines Zwischenab-
schlusses oder anderer geeigneter Unterlagen
vorläufig Aufschluß über die wirtschaftliche und
finanzielle Lage des Betriebes zu geben. Gleichzeitig
sind dem Betriebsrat die erforderlichen Erläuterun-
gen und Aufklärungen dazu zu erteilen."

13. § 66 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:

„§§ 5 Abs. 1 und 2, 6 Abs. 3, 31 a, 31 b, 32 Abs. 3,
52 f, 53 Abs. 3, 54 Abs. 3, 56 Abs. 3, 56 a und 63
Abs. 4 dieser Verordnung in der Fassung der
Verordnung BGBl. Nr. 690/1990 treten mit 1. De-
zember 1990 in Kraft. § 64 dieser Verordnung in der
Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 690/1990 ist
erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die nach
dem 31. Dezember 1991 beginnen."

Artikel III

Änderung der Betriebsratsfonds-Verordnung 1974

Die Verordnung des Bundesministers für soziale
Verwaltung über die Einhebung der Betriebs-
rats(Zentralbetriebsrats)umlage, über die Errich-
tung, Verschmelzung, Trennung, Auflösung und
Verwaltung des Betriebsrats(Zentralbetriebs-
rats)fonds, über die Revision seiner Gebarung und
die Rechte und Pflichten der Revisionsorgane sowie
über die Wahl der Rechnungsprüfer und ihrer
Geschäftsführung (Betriebsratsfonds-Verordnung
1974), BGBl. Nr. 524/1974, zuletzt geändert durch
die Verordnung BGBl. Nr. 366/1987, wird wie folgt
geändert:

1. § 1 Abs. 1 lautet:

„(1) Zur Deckung der Kosten der Geschäftsfüh-
rung des Betriebsrates und der Arbeitsgemeinschaft
gemäß § 88 a ArbVG sowie zur Errichtung und
Erhaltung von Wohlfahrtseinrichtungen und zur
Durchführung von Wohlfahrtsmaßnahmen zugun-
sten der Arbeitnehmerschaft und der ehemaligen
Arbeitnehmer des Betriebes kann die Betriebs(Grup-
pen)versammlung auf Antrag des Betriebsrates die
Einhebung einer Betriebsratsumlage beschließen
(§ 49 Abs. 3 zweiter Satz ArbVG). Sie darf
höchstens ein halbes Prozent des Bruttoarbeitsent-
geltes betragen."

2. § 1 Abs. 3 Z 1 lautet:
„1. eine Übersicht über die zur Deckung der

Kosten der Geschäftsführung des Betriebsrates
und der Arbeitsgemeinschaft gemäß § 88 a
ArbVG sowie für die Errichtung und Erhal-
tung von Wohlfahrtseinrichtungen und die
Durchführung von Wohlfahrtsmaßnahmen
zugunsten der Arbeitnehmerschaft und der
ehemaligen Arbeitnehmer des Betriebes vor-
aussichtlich erforderlichen Beträge mit ent-
sprechenden Angaben über deren Errech-
nung;".

3. § 38 Abs. 1 lautet:

„(1) Zur Deckung der Kosten der Geschäftsfüh-
rung des Zentralbetriebsrates und der Arbeitsge-
meinschaft gemäß § 88 a ArbVG sowie zur
Errichtung und Erhaltung von Wohlfahnseinrich-
tungen zugunsten der Arbeitnehmerschaft und der
ehemaligen Arbeitnehmer des Betriebes kann die
Betriebsräteversammlung auf Antrag des Zentralbe-
triebsrates oder jedes im Unternehmen bestehenden
Betriebsrates die Einhebung einer Zentralbetriebs-
ratsumlage beschließen. Sie darf höchstens zehn
Prozent der Betriebsratsumlage betragen."

4. Nach § 46 wird folgender § 47 angefügt:

„§ 47. § 1 Abs. 1 und 3 Z 1 und § 38 Abs. 1 dieser
Verordnung in der Fassung der Verordnung BGBl.
Nr. 690/1990 treten mit 1. Dezember 1990 in
Kraft."

Artikel IV

Änderung der Verordnung über die Entsendung von
Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat

Die Verordnung des Bundesministers für soziale
Verwaltung über die Entsendung von Arbeitneh-
mervertretern in den Aufsichtsrat, BGBl.
Nr. 343/1974, in der Fassung der Verordnung
BGBl. Nr. 367/1987 wird wie folgt geändert:

1. § 15 lautet:

„§ 15. Die §§ 1 bis 14 sind sinngemäß anzuwen-
den auf

1. Gesellschaften mit beschränkter Haftung,
2. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit,
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3. die Österreichische Postsparkasse,
4. Genossenschaften, die dauernd. mindestens

40 Arbeitnehmer beschäftigen, sowie
5. Sparkassen im Sinne des Sparkassengesetzes,

BGBl. Nr. 64/1979, in der jeweils geltenden
Fassung."

2. § 18 lautet:

„§ 18. (1) Der Vorsitzende des Zentralbetriebsra-
tes (Betriebsrates, Betriebsausschusses) des herr-
schenden Unternehmens hat das Ergebnis der
Berechnung gemäß § 17 Abs. 2 sowie die Unterla-
gen hiezu unverzüglich den Vorsitzenden aller in
den beherrschten Unternehmen bestellten Betriebs-
räte schriftlich bekanntzugeben, die die Mitglieder
des Betriebsrates davon in Kenntnis zu setzen
haben.

(2) Kommt der Zentralbetriebsrat (Betriebsrat,
Betriebsausschuß) des herrschenden Unternehmens
oder dessen Vorsitzender seinen Aufgaben gemäß
§§16, 17 und 18 Abs. 1 nicht nach, so ist der
Zentralbetriebsrat (Betriebsrat, Betriebsausschuß),
der nach der Zahl der Arbeitnehmer bei der jeweils
letzten (Zentral)Betriebsratswahl die meisten Ar-
beitnehmer vertritt, oder dessen Vorsitzender zur
Wahrnehmung dieser Aufgaben berufen."

3. Nach § 19 Abs. 2 wird folgender Abs. 3
angefügt:

„(3) Das Recht des Zentralbetriebsrates (Be-
triebsrates, Betriebsausschusses) des herrschenden
Unternehmens, gemäß Abs. 2 einen Arbeitnehmer-
vertreter zu entsenden, entfällt, wenn sich die
Tätigkeit des herrschenden Unternehmens auf die
Verwaltung der beherrschten Unternehmen be-
schränkt."

4. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefügt:

„§ 20 a. Besteht in einem herrschenden Unter-
nehmen kein Zentralbetriebsrat (Betriebsrat, Be-
triebsausschuß), obwohl ein solcher zu errichten
wäre, so kann die Gesamtheit der Mitglieder aller in
den beherrschten Unternehmen bestellten Betriebs-
räte Arbeitnehmervertreter gemäß § 20 entsenden.
Die Aufgaben des Zentralbetriebsrates (Betriebsaus-
schusses, Betriebsrats) des herrschenden Unterneh-
mens oder dessen Vorsitzenden nach §§16 bis 1.8
nimmt der Zentralbetriebsrat (Betriebsrat, Betriebs-
ausschuß), der nach der Zahl der Arbeitnehmer bei
der jeweils letzten (Zentral)Betriebsratswahl die
meisten Arbeitnehmer vertritt, oder dessen Vorsit-
zender wahr."

5. § 34 wird folgender Satz angefügt:

„§§ 15, 18, 19 Abs. 3 und 20 a dieser Verordnung in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 690/1990
treten mit 1. Dezember 1990 in Kraft."

Geppert
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